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Februar 2022 

Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

„Mehr Fortschritt wagen“ - so lautet der Titel des Koali-

tionsvertrags zwischen SPD, BÜNDNIS 90/ DIE 

GRÜNEN und FDP. Wir fassen zusammen, welche für 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer relevanten Steuervor-

haben die Ampelkoalition angekündigt hat. Außerdem 

gehen wir im Zusammenhang mit der Lohnsteuerbe-

scheinigung für 2021 auf den erhöhten Freibetrag für 

Vermögensbeteiligungen ein. Der Steuertipp zeigt, wa-

rum Zahlungen aus Langzeitvergütungsmodellen ta-

rifermäßigt zu besteuern sind. 

 
GESETZGEBUNG  
Steuerpläne der neuen Ampelkoalition 

 

Die neue Bundesregierung hat in ihrem Koalitionsver-

trag zahlreiche steuerliche Änderungen angekündigt. 

Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer sind folgende Vorha-

ben bedeutsam: 

 Homeoffice-Pauschale: Während der Corona-

Pandemie sind viele Beschäftigte gezwungen, ihrer 

beruflichen Tätigkeit an einem Arbeitsplatz in ihrer 

Wohnung nachzugehen. Die Voraussetzungen für 

einen Abzug von Kosten eines häuslichen Arbeits-

zimmers sind vielfach nicht erfüllt. Um auch diesem 

Personenkreis einen Abzug der beruflich oder be-

trieblich veranlassten (Mehr-)Aufwendungen zu er-

möglichen, wurde - derzeit befristet auf die Jahre 

2020 und 2021 - ein weiterer Abzugstatbestand ge-

schaffen. Danach sind pauschal 5 € für jeden Kalen-

dertag als Werbungskosten oder Betriebsausgaben 

abziehbar, an dem die gesamte berufliche oder be-

triebliche Tätigkeit ausschließlich in der häuslichen 

Wohnung ausgeübt wird. Mit der Tagespauschale 

sind alle (Mehr-)Aufwendungen für die Nutzung der 

häuslichen Wohnung abgegolten. Der Abzug der 

Tagespauschale ist auf einen Höchstbetrag von 

600 € im Kalenderjahr für die gesamte berufliche 

und betriebliche Betätigung (bezogen auf alle Ein-

kunftsarten) begrenzt. Die Homeoffice-Pauschale 

wirkt sich nur dann steuermindernd aus, wenn durch 

deren Ansatz zusammen mit anderen Werbungs-

kosten der Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 1.000 € 

pro Jahr überschritten wird.  

Die neue Bundesregierung will die Regelungen zur 

Homeoffice-Pauschale bis zum 31.12.2022 verlän-

gern. 

 Mitarbeiterkapitalbeteiligung: Bereits durch das 

Fondsstandortgesetz war der Freibetrag für Vermö-

gensbeteiligungen rückwirkend mit Wirkung ab 

01.01.2021 auf 1.440 € pro Jahr vervierfacht wor-

den. Er soll weiter angehoben werden, um Mitarbei-

terkapitalbeteiligungen noch attraktiver zu machen. 

 Minijobs: Die Minijob-Grenze soll von monatlich 

450 € auf 520 € angehoben werden. Diese Grenze 

würde dann auch für die 2%ige Pauschalierung gel-

ten. 

 Elektromobilität: Die steuerliche Privilegierung von 

Hybridfirmenwagen soll nur noch greifen, wenn das 

Fahrzeug zu mehr als 50 % im rein elektrischen 

Fahrbetrieb betrieben wird. Ab dem 01.08.2023 soll 

die geforderte Mindestreichweite im elektrischen 

Fahrbetrieb auf 80 km angehoben werden. 
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 Steuerklassenkombination: Die Kombination aus 

den Steuerklassen III und V soll in das Faktorverfah-

ren der Steuerklasse IV überführt werden. Hier darf 

man auf die konkrete Ausgestaltung gespannt sein, 

nachdem das Faktorverfahren in den vergangenen 

Jahren in der Praxis eher verhalten genutzt wurde. 

 Rentenbesteuerung: Der Besteuerungsanteil von 

Renten für neue Rentnerjahrgänge ab 2023 soll statt 

um 1 % pro Jahrgang nur noch um 0,5 % steigen. 

Damit reagiert die Bundesregierung auf die Recht-

sprechung des Bundesfinanzhofs, der zufolge künf-

tige Rentnerjahrgänge von einer doppelten Besteu-

erung ihrer Renten betroffen sein können (vgl. Aus-

gabe 09/21). Ebenfalls bereits ab 2023 soll ein Voll-

abzug der Rentenversicherungsbeiträge als Sonder-

ausgaben möglich sein. 

 Ausbildungsfreibetrag: Der Ausbildungsfreibetrag 

für auswärtig untergebrachte, volljährige Kinder in 

Berufsausbildung soll von 924 € auf 1.200 € ange-

hoben werden. 

 Entlastung von Alleinerziehenden: Alleinerzie-

hende sollen mit einer Steuergutschrift entlastet 

werden, nachdem bereits die letzte Bundesregie-

rung den Entlastungsbetrag für Alleinerziehende in 

der Steuerklasse II dauerhaft auf 4.008 € erhöht 

hatte. 

 
VERMÖGENSBETEILIGUNGEN  
Anwendungsschreiben zum Fondsstandortgesetz 
beachten! 

 

Mit dem Fondsstandortgesetz hat der Gesetzgeber 

Neuregelungen bei Start-up-Beteiligungen eingeführt 

und den Freibetrag für Vermögensbeteiligungen erhöht 

(vgl. Ausgabe 07/21). 

Der auf 1.440 € erhöhte Jahresfreibetrag gilt unabhän-

gig vom formalen Zeitpunkt des Inkrafttretens des 

Fondsstandortgesetzes zum 01.07.2021 bereits für den 

gesamten Veranlagungszeitraum 2021. Hat also der Ar-

beitgeber dem Arbeitnehmer in der ersten Jahreshälfte 

2021 Vermögensbeteiligungen mit einem Wert von 

mehr als 360 € überlassen, hat er den Lohnsteuerabzug 

insoweit rückwirkend zu ändern, wenn ihm dies wirt-

schaftlich zumutbar ist. Dies muss spätestens bis zur 

Ausschreibung oder Übermittlung der Lohnsteuerbe-

scheinigung für 2021 an das Betriebsstättenfinanzamt 

des Arbeitgebers bis Ende Februar 2022 geschehen. 

Kommt der Arbeitgeber seiner Verpflichtung zur Ände-

rung des Lohnsteuerabzugs nicht nach, kann der Arbeit-

nehmer den höheren, noch nicht im Lohnsteuerabzugs-

verfahren ausgeschöpften Freibetrag bei seiner Ein-

kommensteuerveranlagung geltend machen. Dies ge-

schieht dann durch eine Minderung des auf der Lohn-

steuerbescheinigung ausgewiesenen Bruttoarbeits-

lohns. 

 

Hinweis: Der Jahresfreibetrag von 1.440 € ist auf das 

einzelne Dienstverhältnis bezogen. Steht der Arbeitneh-

mer im Kalenderjahr in mehreren aufeinanderfolgenden 

oder gleichzeitigen Dienstverhältnissen, kann die Steu-

erbefreiung daher für jedes dieser Dienstverhältnisse 

beansprucht werden. 

 
CORONA-PANDEMIE  
Billigkeitsregelung für Kindergartenzuschüsse des 
Arbeitgebers 

 

Zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn ge-

leistete Arbeitgeberzuschüsse zur Unterbringung und 

Betreuung nicht schulpflichtiger Kinder in Kindergärten 

und vergleichbaren Einrichtungen sind steuerfrei. 

Viele Städte und Gemeinden hatten aufgrund der 

Corona-Pandemie Kindergarten- bzw. Kinderbetreu-

ungsgebühren nicht eingezogen bzw. erhobene Bei-

träge erstattet. Für diese Fälle hat die Finanzverwaltung 

eine Vereinfachungsregelung getroffen: Danach wird es 

nicht beanstandet, wenn bei geleisteten Arbeitgeberzu-

schüssen von einer Darlehensgewährung des Arbeit-

gebers an den Arbeitnehmer ausgegangen wird. Das 

gilt auch, wenn hierüber im Voraus keine ausdrückliche 

Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

getroffen wurde. 

In diesen Fällen können im Jahr 2020 steuerfrei geleis-

tete Arbeitgeberzuschüsse mit dem im Folgejahr 2021 

tatsächlich entstehenden Betreuungsaufwand für nicht 

schulpflichtige Kinder verrechnet werden. Der Zinsvor-

teil aus der Darlehensgewährung ist unter Berücksich-

tigung der 44-€-Freigrenze als Sachbezug zu erfassen, 

wenn die Summe der darlehensweise überlassenen Be-

träge 2.600 € übersteigt. 

Wenn dem Arbeitnehmer im Jahr 2021 kein bzw. ein ge-

ringerer Betreuungsaufwand entstanden ist, als der Ar-

beitgeber steuerfrei belassen hat, ist der Differenzbe-

trag als steuerpflichtiger Arbeitslohn zu erfassen. 

 
GELDWERTER VORTEIL  
Bußgeldübernahme durch den Arbeitgeber führt 
meistens zu Arbeitslohn 

 

Die Finanzverwaltung hält daran fest, dass die Über-

nahme von gegen den Arbeitnehmer verhängten Buß-

geldern durch den Arbeitgeber zu steuerpflichtigem Ar-

beitslohn führt. Entsprechend hatte der Bundesfinanz-

hof (BFH) bei der Übernahme von Bußgeldern wegen 

des Verstoßes von Fahrern gegen Lenk- und Ruhezei-

ten durch den Arbeitgeber entschieden. 

Andererseits liegt laut BFH kein Arbeitslohn vor, wenn 

der Arbeitgeber als Halter der Fahrzeuge die „Knöll-

chen“ bezahlt, falls die Fahrer die Fahrzeuge auch in 

Halteverbotsbereichen oder Fußgängerzonen kurzfris-

tig anhielten und für diese Ordnungswidrigkeit Verwar-

nungsgelder erhoben wurden. In diesem Fall zahlt der 

Arbeitgeber als Halter der Fahrzeuge eine eigene 
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Schuld. Hier ist aber laut BFH zu prüfen, ob den Fah-

rern, die die Ordnungswidrigkeit begangen haben, da-

durch Arbeitslohn zugeflossen ist, dass der Arbeitgeber 

ihnen gegenüber einen Regressanspruch hat, auf den 

er jedoch verzichtete. 

 
LOHNSTEUERBESCHEINIGUNG  
Globalbeiträge an ausländische Sozialversiche-
rungsträger 

 

Arbeitgeber können aufgrund ausländischer Gesetze 

verpflichtet sein, Beiträge zur Alterssicherung an aus-

ländische Sozialversicherungsträger zu leisten. Diese 

Beiträge sind zum Jahresende bzw. bei unterjähriger 

Beendigung des Dienstverhältnisses in der Lohnsteuer-

bescheinigung anzugeben. Das gilt aber nur, wenn  

 die ausländischen Sozialversicherungsträger den in-

ländischen vergleichbar sind und  

 der geleistete Gesamtbeitrag zumindest teilweise ei-

nen Arbeitnehmeranteil enthält. 

Die Bescheinigung dient der Ermittlung der als Sonder-

ausgaben abziehbaren Vorsorgeaufwendungen in der 

Einkommensteuerveranlagung des Arbeitnehmers. 

Wenn ausländische Sozialversicherungsträger Glo-

balbeiträge erheben, ist eine Aufteilung vorzunehmen. 

Das Bundesfinanzministerium hat die Aufteilungsmaß-

stäbe für das Jahr 2022 bekanntgegeben. Wie bisher 

ist eine Aufteilung eines einheitlichen Sozialversiche-

rungsbeitrags auf die einzelnen Versicherungszweige 

bei folgenden Ländern vorgesehen: Belgien, Irland, 

Lettland, Malta, Norwegen, Portugal, Spanien und Zy-

pern. Globalbeiträge, die an Sozialversicherungsträger 

in Ländern außerhalb Europas geleistet werden, sind 

nach den Umständen des Einzelfalls aufzuteilen. Das 

Gleiche gilt auch für das Vereinigte Königreich von 

Großbritannien. Informationen zur Aufteilung der dorti-

gen Globalbeiträge stehen seit Januar 2020 nicht mehr 

zur Verfügung. 

Hinweis: Die inländische Beitragsbemessungsgrenze 

zur gesetzlichen Rentenversicherung ist übrigens nicht 

zu beachten. Beiträge zur Kranken- und Pflegeversiche-

rung an ausländische Sozialversicherungsträger dürfen 

nicht in der Lohnsteuerbescheinigung angegeben wer-

den. 

 
SONNTAGS-, FEIERTAGS- UND  ACHTARBEIT 
Steuerfreiheit der „Theaterbetriebszulage“ bestätigt 

 

Zuschläge, die für tatsächlich geleistete Sonntags-, Fei-

ertags- oder Nachtarbeit neben dem Grundlohn gezahlt 

werden, sind steuerfrei, soweit sie bestimmte Prozents-

ätze des Grundlohns nicht übersteigen. Zudem werden 

grundsätzlich Einzelaufstellungen der tatsächlich er-

brachten Arbeitsstunden an Sonntagen, Feiertagen o-

der zur Nachtzeit gefordert. 

Für die Steuerfreiheit der Zuschläge ist es laut Bundes-

finanzhof unschädlich, wenn der Grundlohn abhängig 

von der Höhe der steuerfreien Zuschläge aufgestockt 

wird, um im Ergebnis einen bestimmten, (tarif-)vertrag-

lich vereinbarten Bruttolohn zu erreichen. Die nach dem 

Gesetz erforderliche Trennung von Grundlohn und 

Zuschlägen werde hierdurch nicht aufgehoben. Inso-

weit bestätigt das Gericht seine Rechtsprechung. Die 

Steuerbefreiung der Lohnzuschläge setze nicht voraus, 

dass der Bruttolohn in Abhängigkeit von den zu begüns-

tigten Zeiten geleisteten Tätigkeiten variabel ausgestal-

tet sei. Erforderlich, aber auch ausreichend sei vielmehr, 

dass zwischen dem Grundlohn und den Zuschlägen für 

tatsächlich geleistete Sonntags-, Feiertags- oder Nacht-

arbeit unterschieden werde. 

Hinweis: Es ist davon auszugehen, dass die Finanzver-

waltung dieser Sichtweise folgt. 

 

DISZIPLINARVERFAHREN  
Anwaltskosten nach einem strafbaren Kommentar 
auf Facebook abziehbar 

 

Rechtsanwaltskosten für die Vertretung in einem Diszip-

linarverfahren können nach einer Entscheidung des Fi-

nanzgerichts Köln (FG) Werbungskosten sein. Das gilt 

selbst dann, wenn das Verfahren wegen eines strafba-

ren Kommentars in den sozialen Medien eingeleitet 

wurde.  

Im Streitfall war ein Soldat aufgrund eines bei Facebook 

veröffentlichten privaten Kommentars wegen öffentli-

cher Aufforderung zu Straftaten rechtskräftig verurteilt 

worden. Daneben wurde gegen ihn ein gerichtliches 

Wehrdisziplinarverfahren durchgeführt, in dem es auch 

um den Fortbestand des Dienstverhältnisses ging. In 

seiner Einkommensteuererklärung machte der Soldat 

Rechtsanwaltskosten für seine Verteidigung im Diszipli-

narverfahren als Werbungskosten geltend. Das Finanz-

amt lehnte die Berücksichtigung ab. Das FG hat dem 

Soldaten hingegen recht gegeben. Die Kosten beträfen 

das Arbeitsverhältnis und die Ansprüche hieraus. Die 

strengere Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zu 

Strafverteidigungskosten sei auf arbeits- oder dienst-

rechtliche Verfahren nicht anwendbar. 

Hinweis: Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig, 

da das Finanzamt gegen das Urteil Revision eingelegt 

hat. 
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AUSWÄRTSTÄTIGKEITEN  
Weitere Entscheidungen zur ersten Tätigkeitsstätte 
von Arbeitnehmern 

 

Wird ein Arbeitnehmer außerhalb seiner Wohnung und 

seiner ersten Tätigkeitsstätte beruflich tätig, können in 

Abhängigkeit von der Dauer der Auswärtstätigkeit Ver-

pflegungspauschalen angesetzt werden. Die Verpfle-

gungspauschale beträgt 14 € für jeden Kalendertag, an 

dem der Arbeitnehmer ohne Übernachtung mehr als 

acht Stunden von seiner Wohnung und der ersten Tä-

tigkeitsstätte abwesend ist. In diesem Zusammenhang 

hat der Bundesfinanzhof in zwei weiteren Entscheidun-

gen Folgendes klargestellt: 

Eine überwiegend im Außendienst tätige Mitarbeiterin 

des allgemeinen Ordnungsdienstes hat im Ordnungs-

amt, dem sie zugeordnet ist, ihre erste Tätigkeitsstätte, 

wenn sie dort zumindest in geringem Umfang Tätigkei-

ten zu erbringen hat, die sie dienstrechtlich schuldet und 

die zum Berufsbild einer Mitarbeiterin des allgemeinen 

Ordnungsdienstes gehören. Da die Arbeitnehmerin im 

Streitfall nicht mehr als acht Stunden von ihrer Wohnung 

und ihrer Dienststelle als ihrer ersten Tätigkeitsstätte 

abwesend war, kam ein Ansatz der begehrten Mehrauf-

wendungen für Verpflegung nicht in Betracht. Eine Ab-

wesenheit von mehr als acht Stunden nur von der Woh-

nung reicht nach dem insoweit eindeutigen Gesetzes-

wortlaut nicht aus. 

Der Betriebshof ist keine erste Tätigkeitsstätte eines 

Müllwerkers, wenn dieser dort nur die Ansage der Tou-

renleitung abhört, das Tourenbuch, Fahrzeugpapiere 

und -schlüssel abholt sowie die Fahrzeugbeleuchtung 

kontrolliert. 

 
STEUERTIPP  
Tarifermäßigung für Zahlungen aus Langzeitvergü-
tungsmodellen 

 

Führungskräften wird zunehmend die Teilnahme an 

Langzeitvergütungsmodellen („Long-Term-Incentive-

Modelle“) angeboten. Dabei erhalten diese Beschäftig-

ten nach Ablauf des „Performancezeitraums“ eine Ver-

gütung. Deren Höhe hängt von der Entwicklung des 

durchschnittlichen Geschäftserfolgs abzüglich der Kapi-

talkosten innerhalb eines Zeitraums von mehreren Jah-

ren im Vergleich zu einer vorangegangenen Zeitspanne 

von ebenfalls mehreren Jahren ab. 

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat - in Abgrenzung von 

zum Beispiel Gewerbetreibenden, Beziehern von Ein-

künften aus selbständiger Arbeit oder von sonstigen 

Einkünften - klargestellt: Bei Arbeitnehmern ist jede Ver-

gütung für eine Tätigkeit, die sich über mindestens zwei 

Veranlagungszeiträume erstreckt und einen Zeitraum 

von mehr als zwölf Monaten umfasst, atypisch zusam-

mengeballt und damit „außerordentlich“. Der Anwen-

dung der Fünftelregelung steht es mithin nicht entge-

gen, wenn der Arbeitgeber jährlich Vergütungen aus-

zahlt. Voraussetzung ist nur, dass diese jeweils für ei-

nen Zeitraum von mehr als zwölf Monaten und somit 

veranlagungszeitraumübergreifend geleistet werden. 

Unter verfahrensrechtlichen Gesichtspunkten ist außer-

dem folgende Sichtweise des BFH interessant: Die Auf-

hebung oder Änderung einer vom Betriebsstätten-Fi-

nanzamt des Arbeitgebers erteilten Anrufungsaus-

kunft ist ermessensfehlerhaft, wenn das Finanzamt zu 

Unrecht von deren Rechtswidrigkeit ausgeht. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 


